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Inſerate werden billigſt berechner. — Reclamationen, wenn unverfiegelt, find portofrei 


N Zu er 8 
Gebäude, Heilquellen, Brunnen oder andere Anlagen oder unverhält— 


Ju habt. nißmäßige Koſten für die Erwerbung des für die Bergbau-Unter. 


Die in en a ee 5 Aol tung zur Erſatzleiſtung für die durch den Bergbau verurſachte Be— 
f ee ene e een eee, eee ene eee ſchädigung fremeen Eigenkhums eine ſolche ri 
Te folder Rechte im Allgemeinen feinen behindernden Einfluß inmt der $ 18 855 1 8. G. daß ai en, Rückſichten 

Zur Frage, ob der Obmann der Bezirksvertretung berechtigt ſei, den Verſammlungs— das Schürfen auch an anderen als den un 8 ex bezeichneten 
ort für die Sitzung der Bezirksverkretung zu beſtimmen. Orten verboten werden könne und es findet die Anordnung dieſes 

Gegenüber der gelegten und genehmigten allgemeinen Rechnung über die Vermögens-] Paragraphes nach der bisherigen Uebung hierlands namentlich dort 
gebahrung der Gemeinde kann der Ausſchließungsgrund des eee die ausgedehnteſte Anwendung, wo die Sicherheit von Heilquellen 
e P Trike neh m nothwendig erſcheinen läßt; allein alle Beſchränkungen, 

dafi Biblia raphte welche in dem a. B. G. oder in den nachträglichen Vorſchriften 

8 a normirt find, fo wie alle jene, welche in Anwendung des § 18 a. B. G. 

0 kehördlich feſtgeſetzt wurden beziehen ſich überhaupt auf Objecte 

02 ehördlich feſtgeſetzt wurden eziehen ſich überhaup auf Objecte, 
r welche ſchon vorhanden ſind, oder, wie im Falle des § 4 der ob⸗ 
citirten Miniſterialverordnung vom 2. Jänner 1859, als vorhanden 

angenommen werden können. Dieſes Merkmal geht aber den in Ab⸗ 

ſicht auf die künftige Regulirung, beziehungsweiſe Erweiterung von 

Städten und Ortſchaften verfaßten Lagerplänen ab, indem es, ſelbſt 

den Fall der bebördlichen Beſtätigung vorausgeſetzt, immerhin noch 

fraglich bleibt, ob und wann, dann in wie weit der verfaßte Plan 
realiſirt oder ob er nicht auch in Zukunft ein bloßes Project bleiben 
wird. Es kann ſonach bei den gegenwärtig noch in Kraft beſtehenden 

Bergbeſtimmungen von einem behindernden Einfluffe der in Abſicht 

auf eine eventuelle Stadterweiterung verfaßten Lagerpläne auf die 

= } N Erwerbung von Schurf- und Bergbaurechten, fo wie auf die Nur: 

Statthalterei-Erläſſen vom 4. October 1867 und 25. Jäuner 1870 übung bereits erworbener Rechte nicht die Rede fein und iſt ſomit 

genehmigt worden. Derſelbe umfaßte die Baugruppen von I—XIII. auch die k. k. Statthalterei nicht in der Lage, das Anſuchen der 

In der Eingabe vom 26. Mai 1873 hat der Stadtrath in E. der | Stadtgemeinde E. wegen principieller Ausſchließung etwaiger Berg: 

Statthalterei zur Kenntniß gebracht, daß er ſich mit der Ausarbeitung bauberechtigten für das geſammte zur künftigen Stadterweiterung 

eines Lagerplanes zur Fortſetzung der Stadterweiterung in den im in Ausſicht genommene Territorium bei der diesfalls competenten 

Situationsplane mit XIII bis XXXI bezeichneten Baugruppen be⸗ | Bergbehörde zur Geltung zu bringen, nachdem eine derartige Ver— 

Ichäftige. Nachdem jedoch in der unmittelbaren Nähe des Bahnhofes fügung im Hinblick auf den Charakter des vom Stadtrathe in E. 

auf dem für die Erweiterung der Stadt in dem neuen Lagerplane in Anregung gebrachten neuerlichen Stadterweiterungsvorhabens als 

in Ausſicht genommenen Grundcomplexe auf Kohle gemuthet werde eines bloßen — rückſichtlich ſeiner Ausführung erſt der fernen Zu- 
und Freiſchürſe beſtehen, fo ſtelle der Stadtrath im Intereſſe der ſeiner- kunft anheimgeſtellten Projects durch die Beſtimmungen des Berg— 
zeitigen Realiſirung der gegenwärtig neuerlich beabſichtigten Stadter⸗ geſetzes nicht zu rechtfertigen wäre. Dagegen iſt es durch dieſes Geſetz 
weiterung die Bitte um die entſprechende Einwirkung, daß von Seite nicht ausgeſchloſſen, daß in einzelnen Fällen nach dem Ergebniſſe 
der Bergbehörde in dem für die künftige Erweiterung der Stadt be- der diesfalls gepflogenen behördlichen Erhebung zu Stadterwei— 
ſtimmten Terrain keine Grubenmaßen verliehen werden. terungszwecken Schutzrayons im Umfange der Lagerpläne gegen 

Ueber dieſes Einſchreiten hat die Statthalterei in Prag im Eins | die Anſiedlung neuer Bergbauunternehmungen bewilligt werden, 
vernehmen mit der Berghauptmannſchaft nachſtehend entſchieden: „Im wenn eben öffentliche Rückſichten dafür ſprechen und bleibt es ſonach 
allgemeinen Berggeſetze wird der Grundſatz, daß überall geſchuͤrft und | der Stadtgemeinde E. immerhin freigeſtellt, für den Fall, als 

Bergbau betrieben werden dürfe, im weiteſten Umfange gewahrt. Der dieſelbe in eine concrete Behandlung der gegenwärtig nur als 

§ 17 des a. B. G. und die Miniſterialverordnung vom 2. Jänner vorläufiges Project hingeſtellteu Stadterweiterung in der in der 

1859, Nr. 25 R. G. Bl. (betreffend die Colliſionen des Bergbaues beiliegenden Planſkizze angedeuteten Nichtung einzutreten geſinnt 

mit Eiſenbahnanlagen) ſind in dieſer Richtung die einzigen Ausnahms⸗ wäre, aber auch erſt in dieſem Zeitpunkte, im competenten 

beſtimmungen. Sonſt findet der Bergbau nur dort eine Schranke, Wege um die Bewilligung eines Schutzrayons gegen neue Berg- 
wo ihm entweder die Sicherheit für Perſonen und Eigenthum, für baunnternehmungen anzuſuchen. Bereits beſtehende Bergbauunter⸗ 


Mittheilungen ans der Prarts: nehmung erforderlichen Grundes oder endlich die geſetzliche Verpflich- 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Die in Abſicht auf eine eventuelle Stadterweiterung verfaßten 
Lagerpläne können auf die Erwerbung von Schurf⸗ und Bergbau⸗ 


rechten ſowie auf die Ausübung bereits erworbener folcher Rechte 
im Allgemeinen keinen behindernden Einfluß nehmen. 


Für die Erweiterung der Stadt E. iſt der Lagerplan mit den 
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nehmungen, ſeien es bloß erworbene Schürfe oder wirklich erlangte 
Abbaurechte können aber durch das vorſtehende Erweiterungsproject 
der Stadtgemeinde E. nicht mehr alterirt werden, ſondern genießen 
nach Maßgabe ihres Beſtandes den Schutz der Bergbehörde. In die⸗ 
ſer Hinſicht muß die Stadtgemeinde E. auf den ihr ohnedies ſeitens 
der Bergbehörde notificirten Umſtand aufmerkſam gemacht werden, 
das Franz D. in einem Theile des zur Stadterweiterung auserſehe⸗ 
nen Terrains nicht nur Schurfrechte erworben, ſondern bereits Maſ— 
ſen gelagert, bezüglich welcher vorausſichtlich demnächſt über die 
Zuläſſigkeit der Verleihung zu entſcheiden fein wird. Bei dem geſetz⸗ 
lichen Beſtande dieſer Schurfrechte, welche in der nächſten Zukunft zu 
Bergbaurechten in der engeren Bedeutung des Wortes erwachſen 
dürften, müßte ſonach bei Verfaſſung des beabſichtigten neuen La⸗ 
gerplanes, wenn hierbei auf das durch dieſe bereits erworbenen Berg— 
rechte berührte Terrain gleichwohl reflectirt werden wollte, zur Vers 
meidung ſonſt nothwendiger Colliſionen mit Franz D. als Bergin— 
tereſſenten ein Abkommen wegen Ablöſung der ihm zuſtehenden 
Schurf- eventuell Bergbaurechte angeſtrebt und erreicht werden“. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Stadtgemeinde E. den Mi— 
niſterialrecurs eingebracht, in welchem geltend gemacht wird: Der 
Schürfer habe lediglich das Recht zur Vornahme von Schurfar— 
beiten, keineswegs aber ein Vorrecht in der Art, daß er der Erwei— 
terung der Stadt E. entgegentreten könnte. Sei der Lagerplan der 
Stadt E. einmal definitiv feſtgeſtellt, dann koͤnne auf Grund einer 
wenn auch früher erworbenen Freiſchurfberechtigung nicht mehr die 
Lagerung von Grubenmaßen und Bergbauberechtigungen verlangt 
werden. Die Freiſchürfe des D. befänden ſich bereits im Rayon der 
Schiffthorvorſtadt. Die Kohle, auf die D. ſchürfe, ſei nicht brauchbar 
und nicht abbauwürdig, worüber bei definitiver Verleihung von 
Grubenmaßen Sachverſtändige einzuvernehmen wären. Das Petit 
lautet auf Behebung der angefochtenen Entſcheidung. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 6. Juni 1874, 
Z. 5398 erkannt: „Dem Recurſe der Stadtgemeinde gegen die von 
der Statthalterei im Einvernehmen mit der k. k. Berghauptmannſchaft 
gefällte Entſcheidung, betreffend die Ablehnung des Anſuchens der 
genannten Stadtgemeinde um Ausſchließung der Bergbauunternehmer 
von der Erwerbung von Grubenmaßen in dem für die Erweiterung 
der Stadt E. in Ausſicht genommenen Grundcomplexe wird im 
Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbauminiſterium im Hinblick auf 
die Motive der angefochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben. Der 
Stadtgemeinde E, iſt bei Intimirung dieſer Entſcheidung zugleich an 
läßlich des im Miniſterialrecurſe geſtellten weiteren Begehrens wegen 
Einvernahme von Sachverſtändigen zu bedeuten, daß, wenn ſie ſeiner⸗ 
zeit um die Beiziehung von Sachverſtändigen zur Freifahrung von 
Grubenmaßen auf dem erwähnten Grundeomplere anſuchen ſollte, die 
Entſcheidung hierüber der Erwägung der competenten Bergbehörde 
überlaſſen bleibe.“ K. 


Zur Frage, ob der Obmann der Bezirksvertretung berechtigt ſei, 
den Verſammlungsort für die Sitzung der Bezirksvertretung zu 
beſtimmen. 


Die Bezirksvertretung zu B. in Böhmen hat 3 Amtslocalitäten 
gemiethet, von welchen die eine bisher zu den Sitzungen des Bezirks— 
ausſchuſſes und der Bezirksvertretung benützt wurde. Im Juli 1874 
berief der Obmann der Bezirksvertretung in B. die Mitglieder der 
letzteren zu einer ordentlichen Sitzung auf den 25. Juli 1874 in 
den Saal des Gaſthauſes „zur Krone“ in B. Dies veranlaßte das 
Bezirksvertretungsmitglied Vincenz A. an den Bezirksausſchuß am 
19. Juli 1874 ein Schreiben zu richten, in welchem er anführte: Die 
Einberufung der Bezirksvertretung in ein Gaſthaus müſſe wohl auf 
einem Schreibfehler beruhen, nachdem nicht abzuſehen ſei, warum die 
Bezirksvertretung zu ihren Sitzungen Gaſthäuſer beſtimmen ſollte, da 
dieſelbe doch ein eigenes Verſammlungslocale habe, welches noch immer 
ausreiche und eben von der Bezirksvertretung zu dem Zwecke gemiethet 
worden ſei, daß dieſelbe nicht in der Stadt herumziehen und Wirths⸗ 
bauslocale als Verſammlungslocale auffuchen müſſe, was der Würde der Be⸗ 
zirksvertretung nicht zuſage. Für den Fall, als die Umgangnahme von dem 
gewöhnlichen Locale nicht auf einem Verſehen beruhen ſollte, erhebe A. gegen 
dieſe Beſtimmung Einſprache, weil er dem Bezirksausſchuſſe reſp. 
deren Obmanne nicht das Recht zuzuerkennen vermöge, ohne eine 
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Einwilligung der ganzen B. V. die Mitglieder derſelben an beliebige 
Orte zuſammenzurufen. Er (A.) und jene Bezirksvertretungs⸗Mit⸗ 
glieder, welche ſeine Meinung theilen, werden daher zur anberaumten 
Sigung am 25. Juli 1874 in dem Locale der Bezirksvertretung 
erſcheinen. 

Hierauf erwiederte der Bezirksobmann dem Vincenz A. unterm 
23. Juli 1874, daß die Amtslocalitäten der Bezirksvertretung räum 
lich zu beſchränkt ſeien, um die Oeffentlichkeit der Sitzungen der Bezirks- 
vertretung zu wahren (§ 68 des Bez. Vertr. Geſ.); daß die Bezirks⸗ 
vertretung von B. früher Sitzungen im Gaſthauſe zur Stadt Prag 
abgehalten habe; daß auch andere Bezirksvertretungen in Gaſthaus⸗ 
localitäten ſich verſammeln. Nach § 66 des Bez. Vertr. Gef, habe 
der Obmann die Bezirksvertretung zu den Sitzungen einzuberufen. 
Dieſe geſetzliche Beſtimmung involvire für den Obmann auch das 
Recht, die Localität zu beſtimmen, in welcher die Sitzung abzu— 
halten ſei. 

Am 25. Juli 1874 fand ſich A. mit 7 weiteren Bezirksver— 
tretungs⸗Mitgliedern in den Amtslocalitäten der Bezirksvertretung ein, 
während die übrigen Mitglieder, die jedoch nicht die beſchlußfähige 
Anzahl hatten, mit dem Obmanne im Gaſthofe zur Krone ſich ver⸗ 
ſammelten. Da kein Theil nachgab, konnte eine beſchlußfähige Sitzung 
nicht abgehalten werden. 

Der Bezirksausſchuß billigte das Vorgehen des Obmannes und 
übereichte unterm 30. Juli 1874 bei der Statthalterei eine Beſchwerde, 
in welcher unter Berufung auf § 79 des Bez. Vertr. Gel. die Bitte 
geſtellt wurde, die Statthalterei wolle in dem Vorgeben des Vincenz 
A. eine Verletzung der Beſtimmungen der §§ 66, 67 und 68 des 
Bez. Vertr. Gef. erkennen und demſelben auftragen, ſich für die Zukunft 
einer gleichen Geſetzverletzung zu enthalten. Zugleich möge ausgeſprochen 
werden, daß lediglich dem Bezirksvertretungs.Obmanne das Recht 
zuſteht, die Bezirksvertretung zu Verſammlungen in eine angemeſ— 
ſene, geeignete, von ihm beſtimmte Localität einzuberufen. 

Acht Mitglieder der Bezirksvertretung in B. haben ihrerſeits 
beim Landesausſchuſſe Beſchwerde gegen die willkürliche Verfügung 
des Bezirksobmannes in Betreff der Beſtimmung des Verſammlungs— 
ortes der Bezirksvertretung geführt. Dieſe Beſchwerde hat der Landes⸗ 
ausſchuß der Statthalterei zur Eröffnung der Wohlmeinung mitgetheilt. 

Die Statthalterei hat hierauf an den Bezirkshauptmann in 
K. nachſtehenden Erlaß hinausgegeben: „Nachdem die Statthalterei 
in Rückſicht auf die von 8 Mitgliedern der Bezirksvertretung in B. 
gegen die willkürliche Verfügung des Bezirksobmannes in Betreff der 
Beſtimmung des Verſammlungsortes der Bezirksvertretung dem Landes⸗ 
ausſchuſſe überreichte Beſchwerde der von dem Landesausſchuſſe aus— 
geſprochenen Anſchauung, wornach „dem Bezirksobmanne nicht das 
Recht zuſtehe, die Bezirksvertretung ohne ihre Zuſtimmung in einen 
anderen, als den gewöhnlichen Verſammlungsort zu berufen und 
daß dieſe eigenmächtige Verfügung durch die nachträgliche Billigung 
des Bezirksausſchuſſes nicht gerechtfertigt werden könne, weil hierüber 
lediglich die Bezirksvertretung und nicht der Bezirksausſchuß Beſchluß 
zu faſſen hätte —“ vollkommen beipflichte, fo ſeien die diesfälligen 
Verhandlungsacten unter Einem an den Landesausſchuß zurückgeleitet 
worden und es werde ſonach die Erledigung der gedachten Beſchwerde 
von dort aus erfolgen. Nachdem ferner die bei der Statthalterei über- 
reichte Eingabe des Bezirksausſchuſſes von B. weder einen Beſchluß 
der Bezirksvertretung noch einen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes be⸗ 
treffe, bezüglich welcher im Sinne des § 79 des Bez. Vertr. Gel. 
eine Ingerenz der Statthalterei einzutreten hätte, fo ſtelle die Statt⸗ 
halterei der Bezirkshauptmannſchaft die vorgelegten Acten mit der 
Aufforderung zurück, den Bezirksausſchuß von B. hiernach entſprechend 
zu verbeſcheiden.“ 8 

Die Bezirkshauptmannſchaft theilte dem Bezirksausſchuſſe eine 
Abſchrift des ganzen Statthalterei⸗Erlaſſes mit, gegen welchen hierauf 
der Miniſterialrecurs des Bezirksobmannes vorgelegt wurde. 

In dieſem machte der Obmann geltend, daß die Amtslocalitäten 
der Bezirksvertretung räumlich fo befchränkt ſeien, daß fie kaum die 
Mitglieder der Bezirksvertretung zu faſſen vermöchten. Die Bezirks⸗ 
vertretung habe in früheren Jahren auch in anderen Localitäten ihre 
Sitzungen abgehalten und ſei zur Aenderung des Sitzungslocales kein 
Beſchluß der Bezirksvertretung vorhanden geweſen. Dem Bezirksob⸗ 
manne ſtehe unbeſtritten gemäß § 66 des Bez. Vertr. Geſ. das Recht 


zu, nicht nur die Sitzung einzuberufen, ſondern auch den Verſamm⸗ 
lungsort zu beſtimmen. Wenn die Statthalterei es ablehne, in die 
Beſchwerde des Bezirksausſchuſſes gegen Vincenz A. in merito ein⸗ 
zugehen, und wenn ſie der Anſchauung des Landesausſchuſſes bei⸗ 
ſtimme, fo ſei dies im Geſetze nicht begründet; F ſich 
auf die poſitiven Beſtimmungen der §§ 66 und 67 des Bez. Vertr. 
Geſ. *) ſtützen, während ſich zur Begründung der gegentheiligen Ans 
ſchauung im Geſetze keine Beſtimmung findet. 

Das Miniſterium des Innern fand unterm 30. Jänner 1875, 
3. 19.770 ex 1874 dem Recurſe des Obmannes der Bezirksver⸗ 
tretung Dr. Wenzel K. „keine Folge zu geben und die angefochtene 
Statthalterei-Entſcheidung, inſoferne es mit derſelben abgelehnt wurde, 
über die Beſchwerde des Bezirksausſchuſſes in B. gegen das Bezirke: 
vertretungs Mitglied Vincenz A. eine Verfügung im Grunde des 
angerufenen § 79 des böhmiſchen Landesgeſetzes vom 25. Juli 1864, 
Nr. 27 L. G. Bl. zu treffen, zu beſtätigen.“ K. 


Gegenüber der gelegten und genehmigten allgemeinen Rechnung 

über die Vermögen sge bah eng bes Gemeinde kann der Ausſchlie⸗ 

ßungsgrund des Nechnungsrückſtandes der Gemeinde⸗Wahlord⸗ 

nung bezüglich Nichtverrechnung einzelner Vermögenszweige nicht 
geltend gemacht werden. 


Gelegentlich der im Februar 1872 zu R. ſtattgefundenen Ges 
meinde Ausſchußwahl haben Anton St. und Conſorten bei der Wahl⸗ 
commiſſion gegen die Einbeziehung des geweſenen Gemeindevorſtehers 
daſelbſt Joſef H. Einſprache erhoben und zwar angeblich aus dem 
Grunde, weil derſelbe über die im Jahre 1866 eingehobenen Ge⸗ 
meindeumlagen keine Rechnung gelegt hat. Die Wahlcommiſſion fand 
dieſe Einwendung begründet und ſtrich den Joſef H. aus dem Ver⸗ 
zeichniſſe der Wähler des II. Wahlkörpers am 8. Februar 1872. 

H. recurrirte unterm 12. Februar 1872 gegen dieſen Abſpruch 
ſeiner Wahlberechtigung an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in L. 
Durch die Erhebungen der Bezirkshauptmannſchaft wurde in der Sache 
Folgendes ſichergeſtellt: Joſef H. war im Jahre 1866 Gemeindevorſteher in 
K. und hat in dieſem Jahre mit Bewilligung der Bezirksvertretung L. 
zur Beſtreitung der mit der Herſtellung der Brücken, Wege und Stege, 
dann der Eindeckung der Stallung bei der Schule zu R. verbundenen 
Auslagen eine 12% percentige Umlage eingehoben. Joſef H. hat ſich 
darüber dahin gerechtfertigt, daß er die Verwendung dieſer 12 / per⸗ 
ceutigen Umlage, welche für die ſchon im Jahre 1865 factiſch gemachten 
Auslagen beſtimmt war, aber allmälig und auch erſt unter ſeinem 
Amtsnachfolger eingegangen iſt, inſoweit ſie unter ſeiner Amtsführung 
eingefloſſen, zwar nicht in einer abgeſonderten Rechnung 
nachgewieſen, ſondern in den von ihm ordnungsmäßig ge⸗ 
legten jährlichen Rechnungen für die Jahre 1865 bis 1868 
erfichtlich gemacht. 

Die Bezirkshauptmaunſchaft hat hierauf entſchieden: „Nachdem 
es nachgewieſen erſcheint, daß die Bezirksvertretung von L. der Ge— 
meinde R. i. J. 1866 zur Einhebung einer 12% percentigen Umlage 
zur Beſtreitung der mit der Herſtellung der Brücken, Wege und Stege, 
dann Eindachung des Stalles bei der Schule zu R. verbundenen Aus⸗ 
lagen die Bewilligung ertheilt hat, hierüber aber von dem damaligen 
Gemeindevorſteher H. eine Rechnung nicht gelegt worden iſt; nachdem 
weiters durch die Einfichtnahme in die von dem genannten Gemein- 
devorſteher für die Jahre 1865, 1866, 1867 und 1868 gelegten 
Gemeinderechnungen ſichergeſtellt iſt, daß in keiner dieſer angeführten 
Rechnungen der durch die Erhebung der 12°/,percentigen Umlage er⸗ 
haltene Betrag zum Empfange gebracht wurde, fomit bis nun unbe⸗ 
kannt blieb, welcher Betrag von den dortigen Contribuenten hierauf 
wirklich zur Einzahlung gelaugte, beziehungsweiſe vom Gemeindevor⸗ 
ſteher eingehoben worden iſt, fo ſei Joſef H. verpflichtet geweſen, 
über dieſe 12°/spercentige Umlage eine förmliche Rechnung zu legen, 
und begründe die Unterlaſſung der Rechnungslegung mit Recht ſeine 
Ausſcheidung aus der Wählerliſte. Auf dieſer Grundlage müſſe daher 
die Entſcheidung der Wahlcommiſſion von K. bezüglich der verfügten 
Ausſcheidung des Joſef H. aus der Wählerliſte im Grunde des § 4 
ad e der böͤhm. G. W. Ord. beſtätigt werden. 


) Alin. 2 des $ 67 des Bez. Vertr. Gef für Böhmen lautet: „Die Sitzungen 
werden vom Obmanne der Bezirksvertretung angeordnet, eröffnet und geſchloſſen“. 
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Ueber Berufung des Joſef H. hat die Statthalteret unter Be⸗ 
hebung der angefochtenen Entſcheidungen erkannt, „daß (wenn nicht 
ein neuer, das Wahlrecht ausſchließender Umſtand eingetreten iſt) 
Joſef H. das Wahlrecht zur Gemeindewahl in R. befige, da durch 
die vorgelegten Rechnungen pro 1865 bis 1868 nachgewieſen iſt, daß 
H. als Gemeindevorſteher von R. die Rechnung über die Vermö⸗ 
gensgebahrung der Gemeinde für jedes Jahr gelegt hat und dieſelbe 
richtig befunden worden iſt“. 

Gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung 
und Conſorten die Miniſterialbeſchwerde. 

Das Miniſterium des Innern hat aber unterm 30. Jänner 
1875, 3. 18.172 ex 1874 der Berufung gegen die Statthalterei⸗ 
Entſcheidung, womit dem geweſenen Gemeindevorſteher von R. Joſef 
H. das Wahlrecht für die im Jahre 1872 ſtattgefundene Gemeinde⸗ 
Ausſchußwahl zugeſprochen worden iſt, keine Folge gegeben. M. 
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Druck der k. Wiener Zeitung. 


4. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 20. Jänner 1875, 3. 317, bezüglich In- 
ſtruirung der Anſprüche auf Verpflegskoſtenerſatz gegen italieniſche Gemeinden. 


Laut Note des k. und k. Miniſteriums des Aeußern vom 5. Jänner 1875 
3. 78 verweigert in der neueſten Zeit eine große Anzahl venetianiſcher Gemeinden die 
Bezahlung der Koften, welche durch Verpflegung ihrer Angehörigen Re öſterreichiſchen 
Krankenanſtalten verurſacht werden, unter dem Vorwande, daß Diefelben im Dienſte 
einer Unternehmung oder Geſellſchaft ſtehen, oder ſtanden, welche für die durch die 
Verpflegung ihrer Arbeiter verurſachten Koſten vertragsmäßig ſelbſt einzuſtehen habe. 

Um dieſen Conteſtationen ein Ende zu machen, wird die k. t. Landesſtelle 
beauftragt, die Spitalverwaltung auzuweifen in zweilfehaften Fällen, bevor weitere 
Schritte unternommen werden, ſich über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen der fraglichen 
Verträge genau zu unterrichten und hierüber in jedem einzelnen Falle der Geſandt⸗ 
ſchaft eine genaue Anleitung zugehen zu laſſen. 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben den Med. Dr. Alois Valenta in Lai Spitals⸗ 
director daſelbſt ernannt. ems vikae. 

Seine Majeſtät haben dem Hauptmünz-Oberwardein Wilhelm Fr e 
Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei e ee 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe und Vorſtaude des Rechnungs- 
departements der Poſtdirection für Wien und Umgebung Eduard Kartak taxfkei 
den Titel und Charakter eines Ober-Rechnungsrathes, ferner dem Rechnungsreviden— 
ten und Vorſtande des Rechnungsdepartements der Poſtdirection für Niederöſterreich 
Eduard Reidlinger taxfrei den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Generaliecretär der pr. Südbahngeſellſchaft Adelf 
Ritter v Schreiner den Titel und Charakter eines Regierungsrates verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Miniſterial-Viceſeeretär im Ackerbauminiſterium 
Dr. Eugen Freiherr v. Schloßer taxfrei den Titel und Charakter eines Miniſterial. 
ſecretärs verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungzrath Franz Schrack zum Oberrech— 
nungsrathe und Leiter des Finanzminiſterial-Rechnungsdepartements für Münz⸗ und 
Salinenweſen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Rechnungsrathes 


bekleideten Rechnungsrevidenteu Joſeph Simper zum Rechnungsrathe im Finanz⸗ 
miniſterium ernannt. 5 


Der Minifter für Cultus und Unterricht hat den Seriptor an der k. k. Uni 
verſitätsbibliothek in Wien Dr. Ferdinand Grafſauer zum Cuſtos, die Amannenſen 
daſelbſt Dr. Johann Fuchshofer und Joſef Mayer zu Scriptoren und den Dr 
Philipp Wilhelm Haas zum Amannenſis an dieſer Anſtalt ernannt, 1 


Erledigungen. 


Oberforſtingenieursſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirectiou in Wien 
mit der achten, eventuell eines Forſtingenieurs in der neunten, oder eines Forſtinge⸗ 
nieursadjuncten in der zehnten Rangsclaſſe, bis 1. April. (Amtsbl. Nr. 55.) ' 

Forſtwartſtelle bei der Wiener-Korft und Domanendirection mit 400 fl Gehalt 
und 25percentiger Zulage nebſt Smolumenten, bis 1. April. (Amtsbl. Nr. 57 Ta 

Kanzliſtenſtelle bei der Wiener Polizeidirection mit der eilften Rangstlaſſe 
bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 58.) Ma 

Amtsaſſiſtentenſtelle beim Wiener Hauptzollamte in der eilften Rangsclaſſe 
gegen Caution, bis Mitte April. (Amtsbl. Nr. 58.) 

Forſtelevenſtelle mit 500 fl. Adjutum, im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Doma— 
nendirection für Salzburg, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 43.) 

Kanzliſtenſtelle im Bereiche der nieder⸗öſterr. Finanzbehörden mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 47.) 

Archivarsſtelle bei dem k. k. Lottoamte in Inusbruck und eine Oberamtaoffı- 
cialsſtelle in Wien, beide in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Oberamtsoffteials— 
ſtelle in der neunten Rangselaſſe bei einem der k. k. Lottoämter, dann einige Offieials- 
und Aſſiſtentenſtellen in der zehnten, beziehungsweiſe eilften Rangsclaſſe, bis Ende 
März. (Amtsbl. Nr. 51.) 8 

Rechuungsofficialsſtelle bei der Forſt⸗ und Domänendirection in Gmunden in 
der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangs— 
claſſe, bis 27. März. (Amtsbl. Nr. 53.) - 

Proviſoriſche Armenarztesſtelle für den X. Wiener Gemeindebezirk Favoriten 
mit 300 fl. Jahresremuneration, bis 26 März. incl. (Amtsbl. Nr. 54.) 


Von den früheren Jahrgängen der „Oeſterr. 
Zeitſchrift für Verwaltung“ find die Jahrgänge I und II 
(weil nicht complet) um den Preis von je 2 fl. 50 kr., die 
Jahrgänge III bis incl. VII um den Preis von je 3 fl. 
ſammt Indexen durch die Adminiſtration der Zeitſchrift 
oder durch Moritz Perles! Buchhandlung, Wien, Spiegel⸗ 
I gaffe 17 zu beziehen. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


